
¥ Frankfurt (dpa). Aufbruch-
stimmung in Frankfurt: Zum
Start der weltgrößten Auto-
messe IAA verspricht sich die
Branche nach fünf Jahren Ab-
satzkrise in Europa reichlich Rü-
ckenwind. „Die diesjährige IAA
markiert einen Wendepunkt“,
sagte der Präsident des Ver-
bands der Automobilindustrie
(VDA), Matthias Wissmann.
159 Weltpremieren sollen die
Lust am Neuwagen wecken,
gleichzeitig sollen neue E-Autos
etwa von VW und BMW die
Elektromobilität in Schwung
bringen.

Das zweite Top-Thema der
65. Internationalen Automobil-
Ausstellung (IAA) sind digital
vernetzte Autos, die Hinder-
nisse auch hinter Bergkuppen
oder Kurven erkennen. Für Ex-
perten ist die Vernetzung des Au-
tos eine wahre Revolution:Künf-
tig können Autos den Fahrer
durch automatisierte Fahrfunk-
tionen entlasten und ihn in kriti-
schen Situationen unterstützen
– oder solche Situationen gleich
ganz verhindern. „Vernetzung
bringt für alle Verkehrsteilneh-
mer mehr Sicherheit und für

den Fahrer zusätzlich mehr
Komfort“, betonte Wissmann.

Der VDA sieht die IAA als Sta-
bilitätsanker in der schwierigen
Auto-Konjunktur in Westeu-
ropa. Experten erwarten dort we-
gen der Auswirkungen der Euro-
krise für 2013 das schlechteste
Autojahr seit Jahrzehnten.
Ford-Chef Alan Mulally sieht
nun Anzeichen für Entspan-

nung: „Europa hat die Talsohle
erreicht, und es gibt Anzeichen,
dass sich der Markt erholen
könnte.“ Für dieses Jahr rechnet
Ford im Europa-Geschäft wie
2012 mit einem Vorsteuerver-
lust von 1,8 Milliarden Euro, et-
was weniger als zunächst be-
fürchtet.

Volkswagen-Finanzvorstand
Hans Dieter Pötsch sieht die
Lage auch mittelfristig mit
Sorge. „Für die nächsten Jahre
rechnen wir insbesondere in
Westeuropa nicht mit deutli-
chen Wachstumsimpulsen“,
sagte er der Börsen-Zeitung.
Volkswagen wolle daher die Kos-
ten drücken und Investitionen
verschieben. „Wir schnallen den
Gürtel auf der Kostenseite en-
ger“, sagte Pötsch. Es werde an
den internen Abläufen und
Strukturen gearbeitet. „Und wir
reduzieren und verschieben In-
vestitionen, soweit sie nicht pro-
duktbezogen sind.“

Wissmann rechnet für 2013
dennoch mit einer stabilen Be-
schäftigung in der Branche. Im
Juni seien die Stammbelegschaf-
ten im Vergleich zum Vorjahres-
monat um zwei Prozent auf

754.000 gestiegen. Er warnte je-
doch davor, dass besonders bei
Ingenieuren künftig ein „proble-
matischer Engpass“ drohe.

Branchenexperte Ferdinand
Dudenhöffer warf den Autoher-
stellern vor, junge Menschen
und Frauen zu vernachlässigen.
Seit 1995 sei der Anteil von Neu-
wagen-Käufern unter 45 Jahren
von 48 auf 27 Prozent eingebro-
chen, sagte der Direktor desCen-
ter Automotive Research an der
UniDuisburg-Essen. Zudem sta-
gniere der Anteil der Frauen an
den Neuwagenkäufern – im ers-
ten Halbjahr 2013 lag er nur bei
33,5 Prozent. Die IAA biete
keine Innovationen, die diese
Defiziteansprächen. „Den Auto-
bauern fehlt ein Konzept für
junge Menschen und Frauen“,
so Dudenhöffer.

Die IAA-Veranstalter rech-
nen mit Hunderttausenden Be-
suchern: „Wir erwarten wieder
ein volles Haus bei der automo-
bilsten Show der Welt.“ Der Kar-
tenvorverkauf laufe deutlichbes-
ser als 2011, als 928.000 Besu-
cher gezählt wurden. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel eröff-
net die IAA am 12. September.
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¥ Düsseldorf. Ganz gleich wer
die Bundestagswahl gewinnt:
Deutschland stehen trotz wirt-
schaftlicher Erfolge dringende
strukturelle Reformen bevor.
Das stellte der Präsident des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), Mar-
cel Fratzscher, in Düsseldorf
heraus. Es zähle zu den wich-
tigsten wirtschaftspolitischen
Herausforderungen der neuen
Bundesregierung, in Ressorts
wie Bildung und Verkehrsinfra-
struktur zu investieren.

Hohe Beschäftigung, verbes-
serteStaatsfinanzen und interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit –
die Bundesrepublik hat über ein
Jahrzehnt wirtschaftliche Er-
folge erzielt. Zwei Wochen vor
der Wahl, bei der Jahrestagung
des Vereins für Socialpolitik an
der Universität Düsseldorf, hob
DIW-Präsident Fratzscher im
Kreisweiterer führender Ökono-
men die „Schattenseiten der Er-
folgsstorys“ hervor. Dabei
warnte er besonders vor den
wachstumsgefährdendenSchwä-
chen des Arbeitsmarkts.

Im Rücken des erfreulichen
Anstiegs der Beschäftigung
seien sowohl die Produktivität
als auch die Entwicklung der Re-
allöhne gesunken, sagte der
Wirtschaftsforscher. Die Aus-

weitung des Niedriglohnsektors
hemme zunehmend die Kauf-
kraft. Erstes Ziel der neuen Bun-
desregierung müsse es daher
sein, Geld in die Hand zu neh-
men, um etwa die Ausbildung
von Fachkräften zu fördern. Da-
rüber hinaus sprach sich der
DIW-Chef dafür aus, mehr An-
reize für private Investitionen zu
schaffen. Bereits die Bedingun-
genfür die Gründungund Finan-
zierung neuer Unternehmen
seien massiv zu erleichtern.

Zudem braucht es nach Mei-
nung von Clemens Fuest, Präsi-
dent des Zentrums für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung in
Mannheim, vorrangig verbes-
serte Verkehrswege, vor allem in
Ballungszentren wie in Nord-
rhein-Westfalen. Deutschland
entgingen durch fehlende Inves-
titionen jedes Jahr Wachstum-

schancen in Höhe von mindes-
tens 0,6 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts, sagte Fratzscher,
derdafür plädierte, bis zu 80 Mil-
liarden Euro im Jahr mehr zu in-
vestieren. Mit Blick auf die Steu-
ereinnahmen des Bundes seien
Straßenbau und Schuldenkonso-
lidierung „ganz und gar mitei-
nander vereinbar“. Gedämpfte
Erwartungen äußerte der Wirt-
schaftsforscher hinsichtlich so-
genannter prekärer Arbeitsver-
hältnisse. Diese ließen sich vor-
erst kaum in „nachhaltige Be-
schäftigungen“ umwandeln. Als
ein erstes Gegenmittel sei es vor-
stellbar, Minijobs steuerlich här-
ter anzupacken.

Zahlreiche Jobs sind inzwi-
schen so schlecht bezahlt, dass
sich Niedriglöhner ihren Mo-
natsverdienst staatlich aufsto-
cken lassen müssen, was auf

mehreren Ebenen mit bitteren
Erfahrungen einhergehe. „Jeder
Arbeitslose schämt sich, zum
Amt zu gehen“, sagte der US-
amerikanische Makroökonom
von der Humboldt-Universität
Berlin, Michael Burda. „Jeder,
der arbeitet, schämt sich umso
mehr.“ Für die Präsidentin des
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Halle (IWH), Claudia
Buch, spiegeln sich die schwa-
chen Investitionen der vorigen
Jahre auch in der sozialen Starre
wider.

Uneinig war der Experten-
kreis hinsichtlich der möglichen
Einführungeines flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohns.
Achim Wambach, Direktor des
Instituts für Wirtschaftspolitik
in Köln, sprach sich für eine
„komplexe“, also branchenbezo-
gene Lösung aus. Andernfalls be-
fürchte er einen „politischen
Wettbewerb“, wie er für Fuest
„schon heute da draußen tobt“.
Burda war eingangs für ein allge-
meines Gesetz eingetreten, um
einen Flickenteppich einzelner
Lohnabsprachen zu vermeiden.

Wie es auch ausgehen mag
nach der Wahl: Um die Investiti-
onsblockaden zu lösen und die
Wachstumschancen des bevöl-
kerungsreichsten Mitgliedsstaa-
tes der Euro-Zone auszuweiten,
habe sich die Politik dem Dialog
mit der Wissenschaft zu stellen,
sagte IWH-Präsidentin Buch,
„auch wenn es anstrengend ist“.

¥ Düsseldorf (dpa). Der Dienstleister Easy-Apotheke startet 2014
den Betrieb von Apotheken in Containern auf Parkplätzen großer
Verbrauchermärkte. Vorstandschef Lars Horstmann kündigte an,
jedes Jahr 10 bis 20 solcher Module zu eröffnen. Die erste Parkplatz-
Apotheke soll Anfang 2014 im Raum Düsseldorf starten. Der große
Vorteil: Sollte ein Standort nicht laufen, können die Apothekenpart-
ner das Modul abbauen und woanders neu errichten.

¥ Düsseldorf (dpa). Mit einem starken Besucherzuwachs und gu-
ten Verkaufszahlen der Aussteller ist die weltweit führende Freizeit-
messe Caravan-Salon in Düsseldorf zu Ende gegangen. Mit insge-
samt 175.000 Besuchern seien die Erwartungen der Veranstalter
deutlich übertroffen worden, sagte Messe-Geschäftsführer Joa-
chim Schäfer. Das war ein Zuwachs von 10.000 Messebesuchern ge-
genüber 2012. Die Branche habe den erhofften Impuls bekommen.

Wolfgang Schäuble (CDU, 70), Bundesfi-
nanzminister, hält eine Wiederholung der
weltweiten Finanzkrise fünf Jahre nach
der Pleite der US-Investmentbank Leh-
man Brothers für unwahrscheinlich.
„Eine einzelne Bank könnte heute nicht
mehr das ganze System zum Einsturz brin-
gen.“ Die Banken hätten aus der Krise ge-
lernt und Vorsorge getroffen. FOTO: DPA

ApothekeninContainern

Caravan-SalonzähltmehrBesucher

¥ Frankfurt (rtr). Die Bau-
marktgruppe Hellweg und das
Einkaufsbüro deutscher Eisen-
händler (EDE) wollen gemein-
sam die Baumarktkette Max
Bahr übernehmen. Dazu hätten
sie ein Konsortium gebildet, be-
richtete die Wirtschaftswoche.
Auch der britische Baumarkt-
konzern Kingfisher gilt als Inte-
ressent. Der Sprecher des Insol-
venzverwalters sagte, dass es für
Max Bahr unverbindliche Ange-
bote gebe. Die 132 Max-Bahr-
Märkte mit 6.800 Mitarbeitern
waren im Juli in die Pleite ge-
schlittert. Die Konzernmutter
Praktiker wird abgewickelt.

´ Dauer: 12. und 13. Septem-
ber nur für Fachbesucher, 14.
bis 22. September für die All-
gemeinheit (Pressetage 10.
und 11. September).
´ Öffnungszeiten: täglich 9
bis 19 Uhr.
´ Eintrittspreise für Privat-
personen: Tagesticket Wo-
chenende 15 Euro, Tagesti-
cket Werktag 13 Euro; Tages-
ticket Schüler, Studenten,
Azubis etc. 7,50 Euro, Nach-
mittagsticket (ab 15 Uhr) 8
Euro (ermäßigt 4,50 Euro).

NSA-Skandalerschüttert
Vertrauen indieClouds

Götz Werner (69), Gründer der dm-Dro-
geriemarktkette, glaubt an Wiedergeburt.
„Seit ich mich das erste Mal damit beschäf-
tigt habe, war mir klar, dass es gar nicht an-
ders sein kann, als dass wir wiedergeboren
werden“, schreibt er in seiner Autobiogra-
fie. Sonst habe das Leben keinen Sinn.
Dinge wie Schuld und Sühne, Glück und
Pech seien sonst nicht zu erklären. FOTO: DPA

PräsidentdesDeutschenInstitutsfürWirtschaftsforschung: Marcel Fratscher fordert eine verstärkte Ausbildungsförderung. FOTO: DPA

¥ Frankfurt (nw/rtr). Das Bun-
deskartellamt wird bald Millio-
nenbußen gegen Wurstfabrikan-
ten verhängen. Zwei Dutzend
Firmen würden beschuldigt, ille-
gal Preise abgesprochen zu ha-
ben, berichtete Der Spiegel. Die
Branche befürchte Strafen von
mehr als 100 Millionen Euro. Be-
schuldigt seien so gut wie alle
namhaften Hersteller. Das Bun-
deskartellamt lehnte eine Stel-
lungnahme ab. „Zu laufenden
Verfahren äußern wir uns
nicht“, sagte ein Sprecher der
Bonner Behörde. 2009 hat das
Bundeskartellamt 19 Wurstfa-
brikanten durchsucht. „Dass es
in einzelnen Fällen Preisabspra-
chen gegeben hat, das wird auch
von den Unternehmen einge-
räumt“, sagte Wolfgang Ingold,
der Chef des Versmolder Fleisch-
warenherstellers Wiltmann und
Präsident des Verbandes der
Deutschen Fleischwarenindus-
trie. Allerdings seien nicht alle
Vorwürfe zweifelsfrei belegt. Bei
Millionenbußen befürchtet er
Pleiten. „Für manche Firma
wird das existenzbedrohend“,
warnte Ingold.

¥ München (rtr). Die heftigen
Unwetter in OWL, Niedersach-
sen und Württemberg Ende Juli
sind die teuersten Hagelunwet-
ter der deutschen Geschichte ge-
wesen. Das schätzt die Münche-
ner Rück. Die Versicherer müss-
ten inzwischen mit Schäden von
1,5 Milliarden Euro rechnen, er-
klärte Vorstand Torsten Jewor-
rek. Das ist mehr als die 1,25 Mil-
liarden Euro, die der verhee-
rende Hagel in Südbayern 1984
nach heutigen Preisen angerich-
tet hatte. Davon muss die Mün-
chener Rück voraussichtlich 180
Millionen Euro tragen, wovon
20 Millionen auf Ergo entfallen.

¥ Gütersloh (nw). Die Güterslo-
her Unternehmerin Ulrike Det-
mers ist neue Präsidentin des
Verbandes Deutscher Großbä-
ckereien. Die Mitgliederver-
sammlung des Verbandes
wählte sie einstimmig als Nach-
folgerin von Helmut Klemme,
der nach sechs Jahren Präsident-
schaft nicht wieder kandidierte.

Detmers (57) ist die erste Frau
an der Spitze des Verbandes. Sie
ist Gesellschafterin und Mit-
glied der Unternehmensleitung
der Mestemacher-Gruppe. Zu-
gleich ist sie Professorin für Be-
triebswirtschaftslehre im Fach-
bereich Wirtschaft und Gesund-
heit an der FH Bielefeld.

DerVerband Deutscher Groß-

bäckereien ist die wirtschafts-
und sozialpolitische Interessen-
vertretung der Großbäckereien.
Die Mitgliedsunternehmen re-
präsentieren den größten Teil
des Branchenumsatzes von
mehr als 17 Milliarden Euro.
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wollenMaxBahr
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Hagelunwetter

¥ Berlin (dpa). Mehrere tau-
send Menschen sind am Wo-
chenende für mehr soziale
Gerechtigkeit auf die Straße
gegangen und haben sich ge-
gen die Politik der Bundesre-
gierung positioniert. Der
Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB), der dazu aufge-
rufen hatte, sprach von über
20.000 Teilnehmern bundes-
weit. Die größte Kundge-

bung fand in Hannover statt.
Eine direkte Wahlempfeh-
lung spricht der DGB nicht
aus. Konkret fordern die Ge-
werkschaften einen flächen-
deckenden Mindestlohn von
8,50 Euro, Maßnahmen ge-
gen Alters- und Lohnarmut
sowie eine Mietpreisbremse.
Unionspolitiker warfen dem
DGB vor, sich auf die Seite
von Rot-Grün zu schlagen.

Wirtschaftsforscher
mahnenBundzu

Investitionen
DIW-Chef Marcel Fratzscher warnt
vor Schwächen des Arbeitsmarkts
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Vielseitig engagiert: Ulri-
ke Detmers.
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In der Tabelle finden Sie günstige Anbieter für Inlandstelefonate.
Alle Anbieter haben Tarifansage und rechnen mindestens im
Minutentakt ab. Um billiger zu telefonieren, wählen sie bei Nah-,
Region- und Ferngesprächen erst die Vorwahl des Anbieters,
dann die Ortsvorwahl, und die gewünschte Rufnummer. Bei
Telefonaten im Ortsnetz muss die
Ortsvorwahl nicht gewählt werden.
* gültig nur an bundes-
einheitlichen Feiertagen
** Es werden nur Anbieter
berücksichtigt, die landesweit den
gleichen Minutenpreis berechnen.
Alle Preise inklusive
Mehrwertsteuer
Stand: 06.09.2013

teltarif.de

Hotline: 0900-133 0100
Mo. - Fr. 9.00 bis 18.00 Uhr

(1,86 Euro/Min. von Telekom)

Mo.-So., 0-24 Uhr, in Cent/Min. (nur Festnetz)

Australien
01097telec. 01097 1,43

Niederlande
010018 010018 0,93

Belgien
010018 010018 0,84

Österreich
010018 010018 0,98

Dänemark
01069 01069 0,94

Polen
01069 01069 1,27

Frankreich
01069 01069 0,84

Portugal
010018 010018 0,96

Griechenland
010088 010088 0,94

Schweden
01069 01069 1,05

Großbritannien
010088 010088 0,77

Schweiz
01069 01069 1,31

Italien
010088 010088 1,04

Spanien
010018 010018 0,88

Kanada
01069 01069 0,84

Türkei
01052 01052 2,62

Luxemburg
010088 010088 1,43

USA
010088 010088 0,88

T e l e f o n t a r i f e d e u t s c h l a n d w e i t
Ortsgespräch

Nahbereich (20 km), Region (50 km), Ferngespräch

Gespräche in die Mobilfunknetze

Tarifänderungen

Auslandsgespräch**

So lesen Sie die Tabelle

bestes Angebot zweitbestes Angebot

© NW, Quelle: www.teltarif.de

Tarifänderungen erfolgen oft schneller, als uns lieb ist. Am Tag ihrer Ver-
öffentlichung können sich unsere Tarife schon geändert haben. Anbieter
mit einer Tarifansage bieten hier eine größere Sicherheit, da vor dem
Gespräch der aktuell gültige Preis angesagt wird.

Zeit Anbieter Vorwahl
Cent/
Min. Anbieter Vorwahl

Cent/
Min.

Montag bis Freitag

0-9 Uhr Sparcall 01028 0,82 01097tele. 01097 1,48
9-15 Uhr Sparcall 01028 0,82 01097tele. 01097 0,96

15-17 Uhr Sparcall 01028 0,82 01097tele. 01097 0,96
17-19 Uhr Sparcall 01028 0,82 01097tele. 01097 0,96
19-24 Uhr 01052 01052 0,52 Tele2 01013 0,56

Wochenende und Feiertage*
0-24 Uhr 01088tele. 01088 1,44 star79 01079 1,49

Montag bis Freitag
0-7 Uhr Sparcall 01028 0,1 01088tele. 01088 0,21
7-9 Uhr 01088tele. 01088 0,9 Tellina 01041 0,91

9-10 Uhr 01088tele. 01088 0,99 010033 010033 1,1
10-12 Uhr 01088tele. 01088 0,99 easybell 010010 1,32
12-18 Uhr 01088tele. 01088 0,99 010033 010033 1,1
18-19 Uhr 010052tel. 010052 0,58 010033 010033 1,1
19-24 Uhr 010052tel. 010052 0,48 Tele2 01013 0,53

Wochenende und Feiertage*
0-7 Uhr Sparcall 01028 0,1 01088tele. 01088 0,21
7-8 Uhr Sparcall 01028 0,1 Tellina 01041 0,75
8-9 Uhr Tellina 01041 0,75 01088tele. 01088 0,77

9-19 Uhr 01088tele. 01088 0,77 Vodafone 01020 0,8
19-24 Uhr Tele2 01013 0,6 010052tel. 010052 0,64

Montag bis Sonntag
0-24 Uhr 01011 01011 1,98 010018 010018 3,88

¥ München (dpa). Internet-Nutzer sind wegen der NSA-Spähaf-
färe jetzt weniger bereit, ihre persönlichen Daten extern in der
„Cloud“ (Wolke) eines kommerziellen Anbieters zu speichern. Wa-
ren 2012 noch 45 Prozent willens, ihre Daten bei der Deutschen Te-
lekom speichern zu lassen, sind es mit 39 Prozent jetzt sechs Pro-
zentpunkte weniger. Das berichtet das Magazin Focus mit Verweis
auf eine Umfrage des Allensbach-Instituts. Weitere Verlierer sind
Vodafone und Apple („iCloud“) mit einem Rückgang von jeweils
fünf Prozentpunkten sowie Google, Microsoft und Facebook.
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